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sgabZeiten,dasorgte sichAmeri-
ka noch um sein Ansehen in der
Welt. „Die Rassendiskriminie-
rung in den Vereinigten Staaten

bleibt fürdieseRegierungund ihreAußen-
beziehungen eine Quelle ständiger Verle-
genheit; sie beeinträchtigt die effektive
WahrnehmungunserermoralischenFüh-
rungsrolleunter den freienunddemokra-
tischen Nationen derWelt.“

Mit diesenWorten ließ sich, gegen Jah-
resende 1952, Dean Acheson zitieren, der
Chef des State Department im Kabinett
des scheidenden demokratischen Präsi-
dentenHarry S. Truman. Die Feststellung
des Außenministers fand Eingang in ein
laufendesVerfahrenvordemOberstenGe-
richtshof der USA, das unter dem Namen
„Brownv.Boardof Education“Geschichte
schrieb. Der Vater von Linda Brown, ei-
nem kleinen schwarzen Mädchen aus
Topeka, hatte mit Unterstützung der Na-
tional Association for the Advancement of
Colored People Klage gegen die Schul-
behörde eingereicht, weil seine Tochter
wegen der in Kansas geltenden Rassen-
trennung einen einstündigen Schulweg
auf sich nehmen sollte, obwohl die nächs-
te – weiße – Schule nur ein paar Blocks
vomHaus der Familie entfernt war.

Als die Browns 1954 schließlich recht
bekamen, war längst Dwight D. Eisen-
hower Präsident, der populäre, selbst in
KansasaufgewachsenevormaligeOberbe-
fehlshaberder alliiertenTruppen inEuro-
pa. „Ike“ brachte zwar die schon von Tru-
man 1948 angeordnete Aufhebung der
Rassentrennung beim Militär voran,
schwieg sich zu dem Schulurteil zunächst
aber aus. Im September 1957 allerdings,
als an der Central High School von Little
Rock im Bundesstaat Arkansas die Lage
eskalierte, schickte der Präsident 1200
Fallschirmspringer, um den Widerstand
einesweißen„Mobs“ (Eisenhower) zubre-
chen und der kleinen Gruppe schwarzer
Schülerinnen und Schüler Zutritt zu ver-
schaffen.

„Ike“ hatte sich 1952 nach einigem Zö-
gern von den Republikanern für das Amt
des 34. Präsidenten aufstellen lassen und
imZeichen des Koreakrieges einen klaren
Sieg über den demokratischen Kandida-
ten Adlai Stevenson davongetragen. Von
der interessantesten Bewerbung in die-
semWahlkampf nahmdamals aber kaum
jemand Notiz, und bis heute hat sich dar-
an wenig geändert: Auf der Liste der Pro-
gressive Party kandidierte Charlotta Bass
alsVizepräsidentin–eine schwarzeVerle-
gerin an der Seite einesweißen Rechtsan-
walts namens Vincent Hallinan. Doch an-
ders als noch 1948, als Henry A. Wallace
für die third party immerhin einen Ach-
tungserfolgerzielte,wardieLinkevierJah-
re später völlig chancenlos; in der Hoch-
phase des McCarthyismus war es ein
Leichtes, jedenGegner desKaltenKrieges
als verkappten Kommunisten zu ver-
schreien.

Die „Neuyorker Negerin“ Bass, der die
FAZ im Sommer 1952 immerhin eineMel-
dung widmete, ließ sich davon freilich
nicht beeindrucken – so wenig wie von
der Tatsache, dass Hallinan mitten im
Wahlkampf „wegen Missachtung eines
Gerichts“ imGefängnis saß.

Schon bei ihrer Nominierung auf dem
Parteitag der Progressiven Ende März
1952 in Chicago hatte Charlotta Bass klar-
gemacht, welche Symbolkraft sie ihrer
Kandidatur für das zweithöchste Amt im
Staat beimaß. Vor dem Hintergrund ihrer
lebenslangen Erfahrungen in der Bürger-
rechtsbewegung ging es ihr nicht umSieg
oderNiederlage, sonderndarum,die rich-
tigen Themen zu setzen. Exakt aus die-
sem Grund hatte sie über vier Jahrzehnte
hinweg in Los Angeles das Wochenblatt
California Eagleherausgegeben (diemeis-
teZeitdavonalsMitgliedderRepublikani-
schen Partei): „Während dieser 40 Jahre
stand ich auf einemWachturmund beob-
achtete die Flut desRassenhasses undder
Bigotterie gegen meine Leute und gegen
alle Menschen, die glauben, dass die Ver-
fassung mehr ist als ein Stück vergilbtes
Papier, das im Archiv in einer Glasvitrine
verschlossen werden kann – sie ist ein le-
bendiges Dokument, ein Arbeitsinstru-
ment für die Freiheit.“

Bass nutzte dieses Instrument: in Arti-
kelngegendenKu-Klux-Klan,gegenPoli-
zeibrutalität, gegen eine rassistische Jus-
tiz, die, wie im Fall der „Scottsboro Boys“
Anfang der Dreißigerjahre, immerwieder
skandalöse Urteile gegen Schwarze ver-
hängte; aber auchals früheFürsprecherin
einer multiethnischen (Stadtteil-)Politik
und einer allgemeinen Krankenversiche-
rung, die in den USA bekanntlich bis heu-
te fehlt. Während des Zweiten Weltkriegs
stand ihre ZeitungunterVerdacht, vonJa-
pan und Deutschland finanziert zu wer-
den, und natürlich gehörte die Publizistin
zu jenenkritischenGeistern,diewegen ih-
res Eintretens für eine friedliche Zusam-
menarbeitmitderSowjetunionalsangeb-
liche Kommunisten kontinuierlich über-
wacht wurden. Noch 1967 stufte das FBI
die Greisin als Sicherheitsrisiko ein.

Charlotta Bass starb am 12. April 1969;
vor einerWochewidmete ihr dieNew York
Times in der Rubrik „Übersehen“ einen
Nachruf, selbstredendangesichtsderKan-
didatur von Kamala Harris.

GewisshateswenigSinn,BassundHar-
ris zu vergleichen – nicht nur, weil die Be-
werbungen der beiden fast siebzig Jahre
auseinanderliegen und Bass, anders als
Harris, als Kandidatin der unbedeuten-
denProgressivePartynieeineechteChan-
ce auf die Vizepräsidentschaft hatte. Und
dochzeigtderBlick zurück,wie deprimie-
rendungelöstvielederProblemenoch im-
mersind,dieAmerikaschonzuZeitenvon
Charlotta Bass bewegten.

Dass der Rassismus die Vereinigten
Staaten gegenwärtig in einer Weise er-
schüttert wie seit den späten Sechzigern
nicht, ist Donald Trump zuzurechnen.
Aber Kamala Harris sollte sich bewusst
sein, wie viele Chancen zuvor versäumt
worden sind in den beiden Amtszeiten
von Barack Obama, dessen Lebensweg
dem ihren nicht so unähnlich ist. Und Joe
Biden wird sich hoffentlich an seine Zeit
alsObamasVizeerinnern,wenner,wieun-
längst in Kenosha, davon spricht, dass es
die „Erbsünde dieses Landes“ endlich zu
überwinden gelte: „Die Sklaverei und all
die Überreste davon.“

Norbert Frei ist Professor
für Neuere und Neueste
Geschichte an der
Universität Jena und leitet
das Jena Center Geschichte
des 20. Jahrhunderts.

K
im Jong-un schwer erkrankt“ –
„SchwesterübernimmtdieRegie-
rungsgeschäfte“: Derartige Mel-
dungen zirkulierten in den ver-

gangenen Wochen und Monaten in den
Medien. Bestätigt werden können sie
nicht; doch selbst wenn sie stimmten, wä-
rensievongeringererBedeutungalsoftan-
genommen.DennNordkoreas Politikwird
nicht nur von einer Person gemacht. Dies
erhöht zwar die Stabilität des Landes, hat
aber Konsequenzen für die Versuche der
Staatengemeinschaft, das Land zu einem
friedlicheren Verhalten zu bewegen.

Das von der nordkoreanischen Propa-
ganda gezeichnete Bild eines Führers, der
allein herrscht, aber denWillen von Partei
und Volk wie auch seiner gottähnlichen
Vorgänger perfekt verkörpert, ist falsch.
Tatsächlich sind in der aus Parteibonzen
und Militärs bestehenden Führung schon
seit vielen Jahren unterschiedliche politi-
sche Ansichten erkennbar; in den Jahren
des Übergangs von Kim Jong-il auf Kim
Jong-un führten sie zu Machtkämpfen
und einer Verschärfung der radikal-natio-
nalistischen Politik des Landes.

Umstritten sind in der Führung etwa
die humanitäre Hilfe wie auch Investitio-
nen des Auslands, die von Hardlinern als
Trick bezeichnet werden, um das Land zu
unterwandern. 2007 vereinbarte der an-
geblichallmächtigeHerrscherKimJong-il
mit dem südkoreanischen Präsidenten
Auslandsinvestitionen, wurde jedoch kurz
darauf zurückgepfiffen. Ähnliches galt für
die Verhandlungen zur Denuklearisie-
rung: gefragt nach der Haltung der Streit-
kräfte sagte ein General mir einmal: „Wir
lassen Kim Jong-il machen, beobachten
aber sehr genau. Gegebenenfalls werden
wir unsere Interessen zuwahrenwissen!“

2008hatteKimJong-il einenSchlagan-
fall. Auch politisch war er geschwächt, zu-
mal er die Zustimmung der Elite und der
Streitkräfte zur Nachfolge seines Sohnes
Kim Jong-un aushandeln musste. Im Er-
gebnis stärktendieHardliner ihreStellung
auf breiter Front: im Verhältnis zu Südko-
rea, in den Atomverhandlungen, in der In-
nen- undWirtschaftspolitik.

Das Tauziehen zwischen „gemäßigten“
Kräften und Vertretern der Streitkräfte
und der inneren Sicherheit verstärkte sich
nachdemTodKimJong-ils Ende 2011. Die
Politik verhärtete sich erneut: Die Atom-
waffenentwicklung wurde beschleunigt,
das Militär durch die „Politik der paralle-
len Entwicklung“ (von Atomwaffen und
der Wirtschaft) weiter gestärkt. Der Titel
warirreführend:Denntatsächlichbedeute-
te die neue Linie eine Verschärfung der
„Militär-zuerst-Politik“ Kim Jong-ils zu
Lasten der Zivilwirtschaft. Fortan wurde
ein noch größerer Anteil des Bruttosozial-
produkts für militärische Belange ver-
wandt; in der Führung wurde darüber ge-
stritten. Auch die Haltung zu wirtschaftli-
cherÖffnungundReformenführtezuAus-
einandersetzungen, wie bisweilen selbst
von hochrangigen Funktionären zugege-
ben wurde. 2012 beschlossene Reförm-
chen zur Landwirtschafts- und Unterneh-
menspolitik sowie zu den Sonderwirt-
schaftszonen verpufften, weil die Hardli-
ner der Kontrolle der Bevölkerung einen
größeren Stellenwert einräumten als der

Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse.
Strittig war auch das Verhältnis zu Südko-
rea.GegendenWillendermoderatenKräf-
te schürten die Militärs immer wieder die
Spannungen. Die Institutionen machten
ihre eigene Politik; eine Koordination, et-
wa durchKim Jong-un, fehlte.

Bis Ende 2015 setzten sich die Radika-
lenweitgehenddurch.WichtigeRepräsen-
tantendesmoderatenFlügels fielenSäube-
rungen zum Opfer oder starben eines na-
türlichen Todes. Nicht selten wurden sie
durch Militärs ersetzt. Seit 2016 habe ich
kaum noch Anzeichen für Machtkämpfe
in der Führung ausmachen können.

Welche Rolle Kim Jong-un in alledem
spielt, ist unklar. Von der nordkoreani-
schenPropagandawirderalsdieentschei-
dende Instanz dargestellt, dafür gibt es je-
dochkeineBeweise.Einigeihmzugeschrie-
bene Handlungen wie die Exekution sei-
nes Onkels, der Mord an seinemHalbbru-
der, aber auch die Kritik an der Südkorea-
Politik seines Vaters dürften nicht seinem
Interesseentsprochenhaben.Auchwirder
indennordkoreanischenMediennicht im-
mer vorteilhaft dargestellt, sei es, dass er
mitGehstock gezeigt wird, sei es, dass Sit-
zungsteilnehmerihmoffenbarnichtdiege-
bührende Aufmerksamkeit schenken. Ich
glaube daher, dass er zwar Anteil an der
Macht hat, aber vielleicht nicht mal der
mächtigsteManninNordkoreaist. Ichden-
ke vielmehr, dass dasLandvoneinempre-
kären, instabilen Kollektiv regiert wird, in
dem Einzelne mal schwächeren, mal stär-
keren Einfluss haben.

ImZugedesÜbergangsvonKimJong-il
auf die neuen Herrscher ist Nordkorea
nochrepressiver,xenophoberundgefährli-
cher geworden. Seit einigen Jahren strebt
es Atomwaffen erklärtermaßen nicht nur
zur Abschreckung an, sondern betrachtet
sieauchalsDruckmittel,um„internationa-
leGerechtigkeit“ zu schaffen. Es sucht das
Bündnis zwischen Südkorea und den USA
zu erschüttern, Südkorea in politische Ab-
hängigkeit zu bringen und letztlich eine
Wiedervereinigung unter nordkoreani-
schen Vorzeichen zu erreichen.Wie istmit
einem hochgerüsteten Staat umzugehen,
der außer nachvollziehbaren defensiven
auch aggressive offensive Ziele verfolgt?
Nicht-Angriffs-Garantienundwirtschaftli-
cheAnreizehabenschoninderVergangen-
heit zu keiner Befriedung geführt.

In den Verhandlungen mit Washington
und Seoul geht es der Führung in Pjöng-
jangvorallemumsicherheitspolitischeZu-
geständnissewie den Abzug derUS-Trup-
pen. Nur wenn hier Zugeständnisse ge-
macht würden, dürfte sie bereit sein, auf
Atomwaffen zu verzichten, wenn über-
haupt.WirtschaftlicheZuwendungenoder
dieAufhebungvonSanktionenwerdenda-
zu nicht ausreichen, zumal viele Hardliner
ausländische InvestitionenundAustausch
eher als bedrohlich empfinden.

Verhandlungserfolge werden erst dann
zu erwarten sein, wenn die moderaten
Kräfte wieder stärker geworden sind und
die Einsicht gewachsen ist, dass Nordko-
rea den Weg von Öffnung, Reformen und
einemfriedlichenMiteinander gehen soll-
te. Bis dahin sollte der politische undwirt-
schaftliche Druck der Staatengemein-
schaft, immer ergänzt umGesprächs-und
Verhandlungsbereitschaft, aufrechterhal-
ten werden. Im Umgang mit Nordkorea
brauchtman einen langenAtem.

Thomas Schäfer war von 2007–2010 und von

2013–2018 deutscher Botschafter in Nordkorea.
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STEINKES ANSICHTEN

Abschied vom Sommer

Erbsünde
Kamala Harris ist nicht die erste schwarze Kandidatin

für das zweithöchste Staatsamt der USA. Sie

sollte auf ihre Vorgängerin vor fast 70 Jahren schauen

VON NORBERT FREI

Machtgebaren
Entgegen aller Propaganda wird Nordkorea nicht von

einem Alleinherrscher geführt,

sondern von einem prekären Kollektiv

VON THOMAS SCHÄFER

Verhandlungserfolge wird es nur
geben, wenn die Moderaten im
Regime wieder stärker werden

Der Blick auf Charlotta Bass
zeigt, wie deprimierend ungelöst
viele Probleme noch immer sind

STORE MÜNCHEN: Landsberger Str. 372 · Telefon: 089 /58989114 · Öffnungszeiten Montag–Samstag 10 –20 Uhr, Sonntag 13 –17 Uhr Probewohnen (keine Beratung, kein Verkauf) *Sie erhalten bis zu 66% Rabatt auf die UVP der Hersteller.
ONLINE-SHOP: whos-perfect.de · La Nuova Casa GmbH & Co. KG, München, Landsberger Straße 368 – 374

ECKSOFAS ab € 1.999,– | TISCHE ab € 999,– | BETTEN ab € 949,–

SALE
LUXUS

-66%
*

BIS

NUR NOCH BIS M
O14.9.!


